
 

 
 
 

Unser Zitat des Monats: 
 
Kurt Tucholsky hat gesagt: „Nichts ist schwerer und erfordert mehr Charakter, 
als sich in offenem Gegensatz zu seiner Zeit zu befinden und laut zu sagen: 
Nein!“. Daher freuen wir uns über die „Lockerungen der Corona-Beschränkun-
gen“. Wir hoffen, dass wir auch bald mal wieder das eine oder andere Grund-
recht ausleben dürfen. Ansonsten wird das derzeit zaghafte „Nein!“ von Teilen 
der Bevölkerung so laut, dass man sein eigenes Wort nicht mehr versteht...  
 

 
Aktuelles aus unserer Kanzlei: 
 
Derzeit stellen wir fest, dass sich die örtlichen Bauaufsichten bei selbstverant-
worteten Wohngemeinschaften in NRW kritisch mit dem Rechtsbegriff der 
„Selbstrettung“ nach § 47 Absatz 5 BauO NRW beschäftigen. Wenn die 
Selbstrettungsfähigkeit nicht gewährleistet ist, liegt ein großer Sonderbau 
nach § 50 Absatz 2 BauO NRW vor. Dies führt insbesondere im Genehmi-
gungsverfahren zu großen Hürden. Daher empfehlen wir den Trägern von 
Wohngemeinschaften, sich mit diesem Thema zu beschäftigen. 
 
Ansprechpartner sind für Sie Frau RAin Alexandra von Hobe und Herr RA 
Ralf Kaminski. 
 
 

 
 
Arbeitsrecht: 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat klargestellt, dass ein Arbeitgeber auf Schaden-
ersatz haften kann, wenn er falsche Hinweise oder Informationen erteilt 

Newsletter  
2020 |Ausgabe 5 

 .2020 

 

 
 

„Information  
und 

Schaden“ 



2 

(Urteil vom 18. Februar 2020, 3 AZR 206/18). Das ist gerade auf dem Gebiet 
der betrieblichen Altersvorsorge sehr verheerend.  
 
Die Richter des Bundesarbeitsgerichts urteilten: Der Arbeitgeber hat zwar 
keine allgemeine Pflicht, die Vermögensinteressen des Arbeitnehmers wahr-
zunehmen. Erteilt er jedoch Auskünfte, ohne hierzu verpflichtet zu sein, müs-
sen diese richtig, eindeutig und vollständig sein. Andernfalls haftet der Arbeit-
geber für Schäden, die der Arbeitnehmer aufgrund der fehlerhaften Auskunft 
erleidet. 
 
Der Kläger vereinbarte eine betriebliche Altersvorsorge mit einer Pensions-
kasse, mit der die Beklagte einen Rahmenvertrag hatte. Im April 2003 nahm 
der Kläger an einer Betriebsversammlung teil, auf der ein Fachberater der ört-
lichen Sparkasse die Arbeitnehmer der Beklagten über Chancen und Möglich-
keiten der Entgeltumwandlung als Vorsorge über die Pensionskasse infor-
mierte. Der Kläger schloss im September 2003 eine Entgeltumwandlungsver-
einbarung mit Kapitalwahlrecht ab. Anfang 2015 ließ er sich seine Pensions-
kassenrente als Einmalkapitalbetrag auszahlen. Für diesen muss der Kläger 
aufgrund einer Gesetzesänderung im Jahr 2003 Beiträge zur Kranken- und 
Pflegeversicherung entrichten. 
 
Mit seiner Klage begehrt der Kläger im Wege des Schadensersatzes die Er-
stattung der Sozialversicherungsbeiträge von der Beklagten. Die Revision der 
Beklagten hatte Erfolg. Es kann offenbleiben, ob den Arbeitgeber nach - über-
obligatorisch - erteilten richtigen Informationen über betriebliche Altersversor-
gung im Wege der Entgeltumwandlung überhaupt weitere Hinweispflichten auf 
bis zum Abschluss einer Entgeltumwandlungsvereinbarung erfolgende Geset-
zesänderungen oder entsprechende Gesetzesvorhaben, die zulasten der Ar-
beitnehmer gehen, treffen. Jedenfalls setzte eine solche Verpflichtung voraus, 
dass der Arbeitnehmer konkret über diejenigen Sachverhalte informiert wor-
den ist, die durch die (geplante) Gesetzesänderung zu seinen Lasten geändert 
wurden. Dies traf im vorliegenden Verfahren nicht zu. Auf der Betriebsver-
sammlung ist über Beitragspflichten zur Sozialversicherung nicht unterrichtet 
worden. Daher konnte auch dahingestellt bleiben, ob der Beklagten das Ver-
halten des Fachberaters der Sparkasse zuzurechnen ist. 
 
Ihre Rückfragen zu diesem Thema können Sie an Herrn RA Ralf Kaminski, 
LL.M. richten.  
 
 

  
 
Pflegerecht: 
 
Jeder kennt den schönen Karneval-Schlager: „Wer soll das bezahlen? Wer hat 
soviel Geld? Wer hat so viel Pinke Pinke? Wer hat das bestellt?““. Das können 
auch bald die begünstigten Pflegekräfte singen.  
 
Die Gesetzgebung befasst sich nämlich derzeitig mit der Möglichkeit, den 
„Pflegehelden“ eine Corona-Prämie zu gewähren. Hierzu haben die 
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Fraktionen der CDU/CSU und der SPD das „Zweite Gesetz zum Schutz der 
Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite“ in den 
Bundestag eingebracht (BT-Drucksache 19/18967). Im Rahmen der umfang-
reichen Gesetzesänderungen ist geplant, § 150 a SGB XI neu zu schaffen und 
hierdurch eine Rechtsgrundlage zur Zahlung einer Sonderleistung während 
der Coronavirus SARS-CoV-2-Pandemie zu bilden. 
 
§ 150 a Absatz 1 SGB XI kreiert einen Anspruch für Beschäftigte in zugelas-
senen Pflegeeinrichtungen, der diesen im Jahr 2020 zum Zweck der Wert-
schätzung für die besonderen Anforderungen während der Coronavirus 
SARS-CoV-2-Pandemie eine einmalige Sonderleistung (Corona-Prämie) zuer-
kennt. Gleiches gilt für Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer, die in Einrich-
tungen nach § 150 a Absatz 1 Satz 1 SGB XI im Rahmen einer Arbeitnehmer-
überlassung oder eines Werk- oder Dienstleistungsvertrags eingesetzt wer-
den. 
 
Gemäß § 150 a Absatz 2 SGB XI ist die Corona-Prämie für Vollzeitbeschäftigte, 
die in dem Zeitraum vom 01.03.2020 bis einschließlich zum 31.10.2020 (Be-
messungszeitraum) mindestens drei Monate in einer Pflegeeinrichtung tätig 
waren, in folgender Höhe auszuzahlen:  
 

• in Höhe von 1.000 Euro für Beschäftigte, die in einer oder für eine zu-
gelassene Pflegeeinrichtung Leistungen nach diesem Buch oder im 
ambulanten Bereich nach dem Fünften Buch durch die direkte Pflege 
und Betreuung von Pflegebedürftigen erbringen,  

 
• in Höhe von 667 Euro für andere Beschäftigte einer zugelassenen Pfle-

geeinrichtung, die in einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer 
Arbeitszeit gemeinsam mit Pflegebedürftigen tagesstrukturierend, ak-
tivierend, betreuend oder pflegend tätig sind,  
 

• in Höhe von 334 Euro für alle übrigen Beschäftigten einer zugelassenen 
Pflegeeinrichtung.  

 
 
An Teilzeitbeschäftigte, die im Bemessungszeitraum mindestens drei Monate 
in einer zugelassenen Pflegeeinrichtung tätig waren und in dieser Zeit ganz 
oder teilweise in Teilzeit gearbeitet haben, ist die Corona-Prämie anteilig im 
Verhältnis zu den in § 150 a Absatz 2 SGB XI genannten Höhen zu zahlen.  
 
§ 150 a Absatz 9 SGB XI sieht die Möglichkeit vor, die Corona-Prämie durch 
die Länder oder die zugelassenen Pflegeeinrichtungen unter Berücksichtigung 
der Bemessungsgrundlagen des § 150 a Absätze 1 bis 6 SGB XI über die dort 
genannten Höchstbeträge hinaus auf folgende Beträge zu erhöhen: 
 

• auf bis zu 1.500 Euro für Vollzeit-, Teilzeit- oder in Kurzarbeit Beschäf-
tigte, die die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 genannten Voraussetzungen 
erfüllen,  

 
• auf bis zu 1.000 Euro Vollzeit-, Teilzeit- oder in Kurzarbeit Beschäftige, 

die die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 genannten Voraussetzungen er-
füllen,  
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• auf bis zu 500 Euro alle übrigen Vollzeit-, Teilzeit- oder in Kurzarbeit 
Beschäftigen einer zugelassenen Pflegeeinrichtung,  
 

• auf bis zu 150 Euro für die in Absatz 2 Satz 2 genannten Personen 
sowie  
 

• auf bis zu 900 Euro für die in nach Absatz 3 genannten Auszubilden-
den.  

 
Gemäß § 150 a Absatz 7 SGB XI erhalten die zugelassenen Pflegeeinrichtun-
gen im Wege der Vorauszahlung von der sozialen Pflegeversicherung den Be-
trag, den sie für die Auszahlung der Corona-Prämien benötigen, erstattet. 
 
Die Corona-Prämien sowie weitere von den zugelassenen Pflegeeinrichtungen 
an ihre Beschäftigten gezahlte, vergleichbare Sonderleistungen können nicht 
nach § 150 Absatz 2 SGB XI erstattet werden und dürfen auch nicht zu finan-
ziellen Belastungen der Pflegebedürftigen führen.  
 
Bei ambulanten Pflegeeinrichtungen tragen die gesetzlichen Krankenkassen 
und die soziale Pflegeversicherung die entstehenden Erstattungen entspre-
chend dem Verhältnis, das dem Verhältnis zwischen den Ausgaben der Kran-
kenkassen für die häusliche Krankenpflege und den Ausgaben der sozialen 
Pflegeversicherung für Pflegesachleistungen im vorangegangenen Kalender-
jahr entspricht.  
 
Zur Finanzierung der den Krankenkassen nach Satz 4 entstehenden Kosten 
erhebt der Spitzenverband Bund der Krankenkassen von den Krankenkassen 
eine Umlage gemäß dem Anteil der Versicherten der Krankenkassen an der 
Gesamtzahl der Versicherten aller Krankenkassen. Das Nähere zum Umlage-
verfahren und zur Zahlung an die Pflegeversicherung bestimmt der Spitzen-
verband Bund der Krankenkassen. Die Pflegekassen stellen sicher, dass alle 
Pflegeeinrichtungen den Betrag, den sie für die Auszahlung der Corona-Prä-
mien benötigen und den sie an die Pflegekassen gemeldet haben, von der 
sozialen Pflegeversicherung zu den folgenden Zeitpunkten erhalten:  
 

• bis spätestens 15. Juli 2020 für die Beschäftigten und Arbeitnehmer 
nach Absatz 1 Satz 2, die bis zum 1. Juni 2020 die Voraussetzungen 
erfüllen, und   

 
• bis spätestens 15. Dezember 2020 für die Beschäftigten und Arbeit-

nehmer nach Absatz 1 Satz 2, die die Voraussetzungen bis zum 1. Juni 
2020 noch nicht erfüllen, aber diese bis zum 31. Oktober 2020 erfüllen. 
  

 
 
Die Pflegeeinrichtungen und die Arbeitgeber im Sinne von Absatz 1 Satz 2 
haben den Pflegekassen bis spätestens 15. Februar 2021 die tatsächliche 
Auszahlung der Corona-Prämien anzuzeigen. Der Spitzenverband Bund der 
Pflegekassen legt im Benehmen mit den Bundesvereinigungen der Träger sta-
tionärer und ambulanter Pflegeeinrichtungen und geeigneten Verbänden der 
Arbeitgeber nach § 150 a Absatz 1 Satz 2 SGB XI auf Bundesebene unverzüg-
lich das Nähere für das Verfahren einschließlich der Information der Beschäf-
tigten und Arbeitnehmer über ihren Anspruch fest. Die Verfahrensregelungen 
bedürfen der Zustimmung des Bundesministeriums für Gesundheit.  
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Ihre Rückfragen hierzu beantworten gerne Herr RA Ralf Kaminski, LL.M. und 
Herr RA Jan Pakirnus. 
 
 

 
 
Wirtschaftsrecht: 
 
In einer aktuellen Entscheidung zur Vertretungsmacht der GbR-Gesell-
schafter urteilte das Bundesarbeitsgericht, dass § 174 BGB analoge Anwen-
dung auf einseitige Rechtsgeschäfte findet, die ein abweichend von der ge-
setzlichen Grundregel der §§ 709, 714 BGB allein vertretungsberechtigter Ge-
sellschafter im Namen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts vornimmt (BAG, 
Urteil vom 05.12.2019 – 2 AZR 147/19). Somit kann ein Arbeitnehmer die Kün-
digung zurückweisen, wenn sie nur von einem aber nicht von allen GbR-Ge-
sellschaftern unterschrieben worden ist. Hierzu lieferte das Bundesarbeitsge-
richt folgende nichtamtliche Orientierungssätze:  
 
1. 
Soweit eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts nicht entsprechend der gesetz-
lichen Grundregel der §§ 709, 714 BGB durch sämtliche Gesellschafter han-
delt, liegt bei ihrer Teilnahme am Rechtsverkehr eine Situation vor, die der des 
§ 174 BGB entspricht.  
 
2. 
Für die Frage, ob eine Zurückweisung i.S.d. § 174 Satz 1 BGB unverzüglich 
erfolgt, gelten die zu § 121 BGB aufgestellten Grundsätze. Die Zurückweisung 
muss daher nicht sofort erfolgen. Dem Erklärungsempfänger ist vielmehr eine 
gewisse Zeit zur Überlegung und zur Einholung des Rats eines Rechtskundi-
gen darüber einzuräumen, ob er das einseitige Rechtsgeschäft wegen fehlen-
der Vorlage einer Vollmachtsurkunde zurückweisen soll. Innerhalb welcher 
Zeitspanne der Erklärungsempfänger das Rechtsgeschäft zurückweisen 
muss, richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls. Die Entscheidung, die 
Zurückweisung aus Beweisgründen schriftlich vorzunehmen und das Zurück-
weisungsschreiben durch einen Zeugen »des Vertrauens« und nicht z.B. durch 
einen Botendienst überbringen zu lassen, begründet jedenfalls dann kein 
schuldhaftes Zögern, wenn es dadurch nicht zu einer erheblich längeren Über-
mittlungsdauer kommt.  
 
3. 
Ein Inkenntnissetzen i.S.v. § 174 Satz 2 BGB von einer Kündigungsbefugnis 
liegt auch dann vor, wenn der Arbeitgeber einen bestimmten Mitarbeiter in 
eine Stelle berufen hat, die üblicherweise mit dem Kündigungsrecht verbun-
den ist. Allerdings handelt es sich bei einer solchen Berufung zunächst um 
einen rein internen Vorgang, zu dem ein äußerer Vorgang hinzutreten muss, 
mit dem der Vollmachtgeber den inneren Vorgang (auch) gegenüber dem Er-
klärungsempfänger öffentlich macht.  
 

„Kündigung  
von  

Gesellschaftern.“  
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4. 
Dementsprechend genügt es für ein Inkenntnissetzen analog § 174 Satz 2 
BGB nicht, dass die Gesellschafter einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts ei-
nem von ihnen im Gesellschaftsvertrag die alleinige Geschäftsführungsbefug-
nis (§ 710 Satz 1 BGB) und damit auch die alleinige Vertretungsmacht (§ 714 
BGB) übertragen. Vielmehr muss dieser zunächst rein interne »Bestellungsakt« 
(auch) gegenüber dem Erklärungsempfänger durch die »Vollmachtgeberin«, 
also durch alle Gesellschafter und nicht etwa nur durch den »Alleinbevoll-
mächtigten« selbst, öffentlich gemacht werden.  
 
5. 
Die Zurückweisung nach § 174 BGB ist gemäß § 242 BGB unzulässig, wenn 
der Kündigungsempfänger den Vertreter in der bestehenden Geschäftsverbin-
dung auch ohne Vorlage einer Vollmachtsurkunde wiederholt als solchen an-
erkannt hat, solange kein begründeter Zweifel am Bestehen der Vollmacht auf-
getreten und deshalb ein Vertrauenstatbestand für den Kündigenden entstan-
den ist. Das setzt voraus, dass der Kündigungsempfänger aufgrund objektiver 
Umstände zu erkennen gegeben hat, er gehe mit hinreichender Sicherheit von 
einer alleinigen Kündigungsbefugnis des Handelnden aus.  
 
Ihre Rückfragen hierzu beantwortet gerne Herr RA Jan Pakirnus. 
 
 

 
 
Über uns: 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden wirt-
schaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunterneh-
men. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. Für Dr. Ul-
brich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar arbeiten derzeit 7 Rechtsanwälte als 
Berufsträger und ein Notar. Wir beschäftigen Fachanwälte in den Bereichen 
Arbeitsrecht, Handels- und Gesellschaftsrecht und Verwaltungsrecht.  
 
Wir beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen des 
Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. 
 
Ferner gehören Unternehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unseren 
Stärken. Zudem bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmobilie“ an. 
Wir verstehen uns als Berater von Unternehmen und haben über die grund-
ständige Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lösung für 
unsere Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ar-
beitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zusammen. So wer-
den wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten gerecht. 
 
Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische An-
bindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte der 
Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstandort 
Deutschlands. 

Unser Steckbrief 
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Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Semi-
narveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewählten 
Themen an. 
 
 
Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte  
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Sitz Bochum 
Amtsgericht Essen PR 4363 
 
Vertretungsberechtigte Partner sind RAuN Dr. Stefan Ulbrich, M.A. und RA 
Ralf Kaminski, LL.M.  
 
 
Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft getre-
ten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf die fol-
gende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie über die 
Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung personenbe-
zogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-kaminski.de infor-
mieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre Mailadresse für den Ver-
sand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre ausdrückliche Einwilligung ver-
wenden. Für alle neuen Leser unseres Newsletters ab dem 25.05.2018 holen 
wir eine gesonderte schrftliche Einwilligung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt Ihre 
personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzlichen 
Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet grund-
sätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfänglicher Schutz 
vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versendung 
des Newsletters verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben werden: 
 
• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 

 
Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Daten 
nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder Sie in die 
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Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten sämtliche In-
formationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen und welche zu 
Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise Ihr Name, Ihre E-
Mail-Adresse und Telefonnummer. 
 
Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontaktmög-
lichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit auf diese 
zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen werden 
kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte weitergege-
ben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose Auskunft dar-
über, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert wurden. Sofern 
Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbewahrung von Daten 
(z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie ein Anrecht auf Berichti-
gung falscher Daten und auf die Sperrung oder Löschung Ihrer personenbe-
zogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, dass Sie jederzeit der Erhe-
bung und Verwendung Ihrer Daten widersprechen können. Ebenfalls können 
Sie unproblematisch durch eine Mail an unsere Kanzlei der weiteren Zusen-
dung unseres Newsletters widersprechen.  
 


